
Im 19. Jahr seines Erscheinens widmet sich der Grundrechte-Re-
port in 41 Beiträgen Eingriffen in die Grund- und Menschen-
rechte.

Einen Schwerpunkt des „Alternativen Verfassungsschutzbe-
richts“ bildet auch im Jahr 2 nach den Enthüllungen Edward
Snowdens der NSA-BND-Überwachungskomplex. Rolf Gössner
legt dar, dass anstelle einer Zügelung der Überwachungsmaschi-
nerie der BND auch noch aufgerüstet werden, also aus dem De-
saster gestärkt hervorgehen soll. Dass die Bundesanwaltschaft die
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen der massenhaften
Überwachung mangels „zureichender Tatsachen“ eingestellt hat,
kritisiert Gössner als Realitätsverleugnung oder Willfährigkeit,
die sich nahtlos ins Bild regierungsamtlich organisierter Verant-
wortungslosigkeit einfüge. Illustrieren lässt sich diese auch an-
hand der Antworten der Bundesregierung auf parlamentarische
Anfragen zur Kontrolle der Nachrichtendienste, die Burkard
Hirsch dokumentiert.

Thilo Weichert sieht die Diskussion um die Vorratsdatenspei-
cherung durch das Urteil des EuGH, wonach die Vorratsdaten-
speicherungs-Richtlinie gegen europäische Grundrechte verstößt,
„vorläufig“ beendet. Wie berechtigt seine Einschränkung hin-
sichtlich der Vorläufigkeit ist, zeigt sich in Presseberichten aus
dem Frühjahr 2015, nach denen die Bundesregierung beabsich-
tigt, die Maßnahme im Wege eines nationalen Alleingangs wieder
einzuführen.

Pia Eberhardt befasst sich mit den Verhandlungen über das
transatlantische Handels- und Investitionsabkommen (TTIP), das
es Investoren u. a. ermöglichen soll, Staaten vor privaten Schieds-
gerichten zu verklagen. Eberhardt kritisiert die damit verbunde-
nen unkalkulierbaren Risiken für die demokratische Gestaltungs-
macht des Gesetzgebers.

Einen weiteren Schwerpunkt bildet auch in diesem Jahr der
Umgang mit Asylsuchenden und Migranten. Hervorzuheben sind
insoweit Klarstellungen durch höchstrichterliche Entscheidungen
zur Unzulässigkeit der Abschiebehaft in ihrer bisherigen Form,
wie sie seit Jahren im Grundrechte-Report kritisiert wurde.
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